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Klimafonds: Deutschland plant
Milliarden für sozialen Ausgleich ab

2026!
Deutschland plant die Umsetzung des Klima-Sozialfonds

bis Ende 2025, um soziale Ausgleichsmaßnahmen im
Klimaschutz zu fördern.

Deutschland - Am 30. Juni 2025 stehen die EU-Mitgliedstaaten
unter Druck: Sie müssen Planungen für die Umsetzung des
neuen Klimasozialfonds bei der EU-Kommission einreichen. Das
Bundesumweltministerium erklärt, dass insbesondere
Deutschland und viele andere Länder mehr Zeit benötigen, um
sich mit Umwelt-, Sozial- und Verbraucherschutzverbänden
abzustimmen. Das Ziel der Bundesregierung ist klar: den Plan
noch in diesem Jahr vorzulegen und so möglichst schnell eine
Genehmigung von der EU-Kommission zu erhalten. Dies ist Teil
einer größeren Initiative zur Bekämpfung des Klimawandels, bei
der Deutschland über EU-Fördermittel in Höhe von 5,3 Milliarden



Euro verfügen wird.

Doch wie funktioniert das genau? Der Klima-Sozialfonds ist als
Solidaritätsmechanismus konzipiert, um die Belastungen aus der
Bepreisung des Emissionshandels für Wärme und Verkehr (ETS
2) sozial abzufedern. Insgesamt stehen von 2026 bis 2032 bis zu
65 Milliarden Euro zur Verfügung, wovon Deutschland 8% und
dazu noch 1,77 Milliarden Euro nationale Kofinanzierung
erhalten kann. Das macht über sieben Jahre insgesamt rund 7,1
Milliarden Euro für das Land. Wichtig zu beachten ist, dass die
Mittel „performance-based“ sind und nur dann fließen, wenn
bestimmte Meilensteine erreicht werden, was die Verantwortung
und Mobilisierung der Länder erhöht.

Der Weg zur sozial gerechten Klimapolitik

Ein zentraler Punkt des Klimasozialfonds ist, Haushalten,
Verkehrsteilnehmenden und insbesondere Kleinstunternehmern
zu helfen, auf fossilfreie Alternativen umzusteigen und sich auf
steigende CO2-Preise vorzubereiten. Deutschland hat die
Finanzmittel vorausschauend gestreckt und wird diese später
von der EU zurückerhalten. Dies erfordert jedoch eine sorgfältige
Planung und Umsetzung sozialer Förderprogramme ab 2026.

Parallel dazu gibt es eine neue Studie, die die geplante
Ausweitung des europäischen Emissionshandels (ETS II) auf den
Verkehr und Gebäude für 2027 thematisiert. Diese wird
möglicherweise zu höheren und schwankenden CO2-Preisen
führen. Die Studie, beauftragt von der Klima-Allianz
Deutschland, empfiehlt daher, den nationalen CO2-Preispfad vor
der Einführung des ETS II anzuheben und einen nationalen
Mindestpreis einzuführen. Dies soll nicht nur für mehr
Planbarkeit sorgen, sondern auch einen sozialen Ausgleich für
einkommensschwache Haushalte schaffen und sie unterstützen.

Expertenmeinungen und Forderungen

Die Ergebnisse der Studie wurden von verschiedenen Experten



kommentiert. Stefanie Langkamp von der Klima-Allianz
Deutschland betont dabei die Notwendigkeit eines
Gesamtpakets für den Übergang zur CO2-Bepreisung. Oldag
Caspar von Germanwatch weist auf den dringenden
Handlungsbedarf zur Vorbereitung auf den Anstieg der
CO2-Preise hin. Dr. Jan-Dirk Döhling vom Institut für Kirche und
Gesellschaft fordert die Umsetzung des Klimageldes, um
einkommensschwachen Haushalten gezielte Unterstützung zu
bieten. Auch Maria Loheide von der Diakonie Deutschland
spricht sich klar für einen nationalen Klima-Sozialplan aus, um
die Belastungen zu mildern.

Alles in allem zeigt sich, dass der Umsetzung des
Klimasozialfonds und der geplanten Ausweitung des
Emissionshandels große Herausforderungen, aber auch Chancen
gegenüberstehen. Wie die Bundesregierung und die EU die
Herausforderungen meistern werden, bleibt abzuwarten, aber
eines ist sicher: Der soziale Ausgleich muss zentraler Bestandteil
jeder Klimaschutzstrategie sein.

Für einen umfassenden Überblick und weitere Informationen
lohnt sich ein Blick auf die Originalquellen und Studien: BMUV, 
Klima-Allianz, Diakonie.

Details
Ort Deutschland
Quellen www.bmuv.de

www.klima-allianz.de
www.diakonie.de

Besuchen Sie uns auf: n-ag.net
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